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Fall 13: „Sonst gibt’s Stress“
(BGH, NStZ 2006, 448 f.; BGH, NStZ 2006, 36 ff.)

A, ein „Bär von einem Mann“, trat in einer Gaststätte an den Tisch des G und forderte „Jetzt legst du 10 Euro auf den Tisch, sonst gibt’s Stress“. Als G sich weigerte, kam B, ein Bekannter des A, heran und meinte, B und G könnten das auf der Toilette alles in Ruhe besprechen. G willigte ein. Beim Gang zur Toilette signalisierte B dem A, ihnen zu folgen. Dort verständigten A und B sich kurz und schlugen dem G mit der Faust mehrfach ins Gesicht. Hierbei forderten sie wechselseitig den G auf, ihnen sein Geld und seine Wertsachen „zur Verhinderung weiteren Stresses“ herauszugeben. G, der durch die Schläge Prellungen im Gesicht erlitt, behauptete, er habe „kein Bares“ dabei, könne aber welches am Geldautomaten abheben. Hierbei wusste G, dass er wegen nachmittaglicher Besorgungen bereits sein Tageslimit ausgeschöpft hatte und am Geldautomaten kein weiteres Geld erhalten würde. A und B willigten ein und betonten, dass sie ihn begleiten und beobachten würden, G sollte sich unauffällig verhalten und nicht um Hilfe schreien. Der eingeschüchterte G ging ruhig und ohne Fluchtversuch zum Geldautomaten. Als drei Versuche des G, Geld abzuheben, wegen des erschöpften Tageslimits misslangen, durchsuchten die fluchenden A und B die Kleidung des G und nahmen dessen Bargeld (100 €) und Handy  an sich, was G aus Angst vor weiteren Misshandlungen geschehen ließ.
Tage später erfuhr A von einem Kumpel, dass B mit dem Gedanken spiele, „zu kneifen“ und den Überfall auf G bei der Polizei zu gestehen. Um dies zu unterbinden, lud A den B zu einer Spitztour in seinem Wagen ein. Als B während der Fahrt dämmerte, was A vorhatte und er versuchte auszusteigen, fuhr A bewusst derart schnell, dass sich B nicht traute, aus dem fahrenden Fahrzeug zu springen. Er blieb daher bis zum Stopp im 10 Fahrminuten entfernten Waldgebiet sitzen. Dort angekommen zog A eine Schreckschusspistole vor, die auf B den Eindruck einer scharfen Wache machte, und zwang B auszusteigen. Um ihn einzuschüchtern, schoss A in den Boden, so dass durch die Druckwelle Laub aufgewirbelt wurde und bei B den Eindruck einer echten Waffe förderte. „Halt’ ja den Mund, sonst mache ich dir richtig Stress“ meinte A und schoss knapp an Hand und Oberschenkel des am ganzen Leib zitternden B vorbei. Danach ließ A den B alleine im Wald zurück. B nahm das Handy des G – seinen Anteil an der Beute – und rief sich ein Taxi, mit dem er nach Hause kam. Zur Polizei ging B nicht. Durch die Aussage des G konnten A und B dennoch ermittelt werden.
Strafbarkeit von A und B? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.
Lösungsskizze:

A. Erster Handlungsabschnitt: Die Aufforderung

Strafbarkeit des A

I. Indem A den G aufgefordert hat, ihm 10 € zu geben und es ansonsten „Stress“ gäbe, hat er ihn angesichts auch seiner Statur bewusst konkludent mit einer Körperverletzung bedroht, wenn G ihm das Geld nicht geben (und damit eine Vermögensverfügung ausführen) würde, so dass er Tatentschluss zu einer Erpressung hatte, zu der er unmittelbar angesetzt und sich somit nach §§ 253 I, 255, 22 StGB (versuchte räuberische Erpressung) strafbar gemacht.  

II. Eine Bedrohung (§ 241 I StGB) scheidet dagegen aus, da mit einem Verbrechen gedroht werden muss und eine (selbst gefährliche) Körperverletzung nach § 12 I StGB nur ein Vergehen darstellt.
B. Zweiter Handlungsabschnitt: Auf der Toilette

Strafbarkeit von A und B

I. Indem A und B nach kurzer Verständigung den G mit der Faust mehrfach ins Gesicht schlugen, haben sie gemeinschaftlich „mit einem anderen Beteiligten gemeinschaftlich“ (Beachte: Hierfür ist keine Mittäterschaft erforderlich, sondern es genügt, wenn die zweite Person dabei steht und im Fall eines Widerstandes eingreifen könnte, also alleine die Anwesenheit des anderen das Opfer in seinen Abwehrmöglichkeiten beeinträchtigt – so BGHSt. 47, 383 ff. mit Anm. Geppert, JK 2/03 StGB § 224 I Nr. 4/2!) eine Körperverletzung begangen und sich damit nach §§ 223 I, 224 I Nr. 4, 25 II StGB (gefährliche Körperverletzung in Mittäterschaft) strafbar gemacht.
II. Dadurch, dass A und B nach vorheriger Verständigung auf G einschlugen und damit Gewalt gegen eine Person verübten und von ihm erfolglos die Herausgabe von deren Wertsachen forderten, haben sie sich nach §§ 253 I, 255, 22, 25 II StGB (versuchte räuberische Erpressung in Mittäterschaft) strafbar gemacht.

III. Indem A und B nach vorherige Verständigung auf G einschlugen, um ihn zur Herausgabe von Wertsachen zu bringen, können sie sich zudem nach §§ 239 a I Var. 1, 25 II StGB (erpresserischer Menschenraub in Mittäterschaft) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand: A und B haben durch die Schläge die physische Herrschaftsgewalt über den Körper des G erlangt und sich daher seiner bemächtigt.


2. Subjektiver Tatbestand

a) Dies erfolgte vorsätzlich.

b) Fraglich ist aber, ob A und B auch in der Absicht handelten, das Wohl des Opfers zu einer Erpressung auszunutzen. Der Gesetzgeber hatte ursprünglich die typischen Entführungsfälle vor Augen (T entführt das Kind K, um von deren Eltern E Geld zu erpressen), den Tatbestand dann aber auch auf bloße Zwei-Personen-Verhältnisse bezogen. Angesichts der hohen Mindeststrafe von 5 Jahren Freiheitsstrafe kann indes die „klassische räuberische Erpressungssituation“ (T hält O eine Pistole an den Kopf und fordert die Herausgabe von Geld aus dem Safe), die nach §§ 253 I, 255 StGB eine bloße Mindeststrafe von 1 Jahr aufweist, nicht genügen. 
aa) So hatte die Rechtsprechung seit der Einführung der Norm versucht, ihre tatbestandlichen Voraussetzungen in Zwei-Personen-Verhältnissen einzuschränken, sei es, dass ein Wirksamwerden außerhalb des unmittelbaren Gewaltverhältnisses gefordert wurde (so BGHSt. 39, 330 ff.) oder dass die angedrohte Handlung so konkret sei, dass sie aus der Opfersicht unmittelbar bevorstehe (BGHSt. 40, 90 ff.). Da jedoch der Gesetzgeber eine (dem Drei-Personen-Verhältnis typische) Außenwirkung mit der Einfügung der Zwei-Personen-Konstellationen gerade nicht wollte und es für einen Strafsprung von 4 Jahren nicht auf die Sichtweise des Opfers ankommen kann, der dann je nach Ängstlichkeit die Strafhöhe bestimmen würde, konnten beide Abgrenzungskriterien nicht überzeugen.
bb) Der Grosse Strafsenat (BGHSt. 40, 350 ff. mit Anm. Geppert, JK 95, StGB § 239 a/6 a und b – Pflichtlektüre!) hat letztverbindlich folgende einschränkenden Grundsätze aufgestellt: Im Hinblick auf die Rechtsnatur der §§ 239 a/b StGB als „unvollkommen-zweiaktige Delikte“ (1. Akt: bemächtigen / entführen, 2. Akt: Ausnutzen dieser Lage zur Erpressung) muss der Täter beabsichtigen, durch das Entführen  bzw. das Sich-Bemächtigen für das Opfer eine Lage zu schaffen, die ihm zu einer weiteren (zweiten) Nötigung bzw. Erpressung dient. Notwendig ist daher zweierlei: 
(1) Trifft das Entführen bzw. Sich-Bemächtigen mit der abgenötigten Handlung zeitlich zusammen, so kann hierin eine weitere Nötigung mit eigenständiger Bedeutung nur erblickt werden, wenn es zu einer gewissen Stabilisierung der (ersten) Bemächtigungslage als Basis für weitere Nötigungen gekommen ist. Was genau mit dem Zauberwort der „Stabilisierung“ gemeint ist, ist jedoch noch immer nicht hinreichend geklärt. 

(2) Zwischen der Bemächtigungslage und der beabsichtigten Erpressung muss zudem ein funktionaler und zeitlicher Zusammenhang derart bestehen, dass der Täter seine Drohung während der Geiselnahme jederzeit realisieren kann.
Zum Fall: Vorliegend fehlt es bereits an einer stabilisierten Bemächtigungslage, da das Bemächtigen durch die Schläge mit dem Fordern der Herausgabe von Wertsachen und damit mit der Erpressung zusammenfiel, ohne dass zuvor eine stabile (Zwischen)-Lage als Basis für weitere Nötigungen bestand.

3. Ergebnis: A und B haben sich damit nicht nach §§ 239 a I Var. 1, 25 II StGB strafbar gemacht.

C. Dritter Handlungsabschnitt: Zum und am Geldautomaten

Strafbarkeit von A und B

I. Indem A und B auf den Vorschlag des G, Geld am Bankautomaten abzuholen, eingingen und ihm sagten, sie würden ihn begleiten und beobachten, haben sie ihm angesichts der gerade erfolgten Schläge mit weiteren Schlägen gedroht, wenn sie kein Geld am Automaten erhalten würden, wollten also eine (letztlich nicht erfolgte) Vermögensverfügung des G (sowohl ein Geben als wegen dem Eingeben der Geheimzahl eine Rest an Freiwilligkeit beim Opfer) und haben sich daher nach §§ 253 I, 255, 22, 25 II StGB (versuchte räuberische Erpressung in Mittäterschaft) strafbar gemacht.
II. Durch das begleitete Laufen zum Geldautomaten können sich A und B auch nach §§ 239 a I Var. 1, 25 II StGB (erpresserischer Menschenraub in Mittäterschaft) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand: Durch die vorherigen Schläge war eine Drohkulisse entstanden, durch die A und B die physische Herrschaftsgewalt über den G und sich daher seiner bemächtigt hatten. Ob darüber hinaus sogar ein Entführen vorlag (Verbringen des Opfers an einen anderen Ort, an welchem er dem ungehemmten Einfluss des Täters ausgesetzt ist), kann daher offen bleiben. Dass G selbst vorgeschlagen hatte, zum Geldautomaten zu gehen, hob die Bemächtigungslage nicht auf, BGH, NStZ 2006, 448 (449): „Dabei ist es unerheblich, dass die dann realisierte Bemächtigungslage auf das Opfer selbst zurückging. Sein Vorschlag, den Geldautomaten aufzusuchen und dort Geld von seinem Konto abzuheben, hob die Bemächtigungslage zu seinen Lasten nicht auf. Diese Anregung bedeutet nicht, dass [G den A und B] freiwillig zu dem Geldautomaten führen wollte. Vielmehr bewirkte er nur eine Änderung der Tatausführung, die ihn zunächst vor weiteren unmittelbar drohenden Handlungen schützen und seine Flucht erleichtern sollte. An der Bemächtigungslage, die zu einer Erpressung des abgehobenen Geldes dienen sollte, änderte dies nichts, zumal der Geschädigte während des Verbringens zum Geldautomaten auch tatsächlich keine Gelegenheit sah, [A und B] zu entkommen.“

2. Subjektiver Tatbestand

a) A und B handelten vorsätzlich.

b) Fraglich ist jedoch auch jetzt, ob A und B in der Absicht handelten, das Wohl des Opfers zu einer Erpressung auszunutzen, ob also in der Zwei-Personen-Konstellation bereits eine stabile Bemächtigungssituation vorlag. Die Vorinstanz hatte dies im vorliegenden Fall noch damit verneint, dass eine qualifiziert schlechtere Lage für den G entstanden sei. Der Bundesgerichtshof hat nunmehr klargestellt, dass eine solche nicht erforderlich ist und vorliegend eine Zweiaktigkeit vorliege (BGH, NStZ 2006, 448 (449)): „Mit dem Verlassen des Lokals ist eine stabile Bemächtigungssituation entstanden. Diese war bedingt durch die physische Übermacht der beiden Angeklagten und wurde zusätzlich verstärkt durch die fortwirkende Einschüchterung aufgrund der vorangegangenen Misshandlungen. [...]Entgegen der Auffassung des Landgerichts ist die Annahme einer Bemächtigungssituation im Sinne des § 239 a StGB auch nicht deshalb ausgeschlossen, weil das Opfer im Vergleich zu seiner bedrängten Situation auf der Herrentoilette durch den gemeinsamen Weg zum Geldautomaten nicht in eine qualifiziert schlechtere Lage gebracht worden sei. Das Landgericht leitet dies aus der von der höchstrichterlichen Rechtsprechung geforderten eigenständigen Bedeutung der Bemächtigungssituation ab. Dem vermag der Senat nicht zu folgen. Mit der eigenständigen Bedeutung der Bemächtigungslage ist [...] lediglich gemeint, dass über die in jeder mit Gewalt verbundenen Nötigungshandlung liegende Beherrschungssituation hinaus eine weitergehende Druckwirkung auf das Opfer sich gerade auch aus der stabilisierten Bemächtigungslage ergeben und der Täter beabsichtigen muss, die durch das Sich-Bemächtigen des Opfers geschaffene Lage für sein weiteres erpresserisches Vorgehen auszunutzen. Erforderlich ist eine finale Beziehung zwischen der Bemächtigunglage und ihrer Ausnutzung zum Zwecke der Erpressung, an deren Vorliegen hier kein ernsthafter Zweifel bestehen kann. Ob das Opfer aufgrund der ersten [...] Attacke in einer bedrängteren Lage war, ist dabei unerheblich. Entscheidend ist vielmehr, dass nunmehr nach dem modifizierten Tatplan die weitere Kontrolle über das Opfer die Voraussetzung für die erstrebte Erpressung des aus dem Geldautomaten noch zu ziehendes Betrages bilden sollte.“

3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: A und B haben sich nach §§ 239 a I Var. 1, 25 II StGB strafbar gemacht.

III. Indem A und B dem eingeschüchterten G das Handy und Bargeld iHv 100 €, für sie fremde bewegliche Sachen, abnahmen, um diese für sich zu behalten, haben sie ihn konkludent mit weiteren Misshandlungen bedroht und ihn zur Duldung der Wegnahme gebracht, sich also nach §§ 249 I, 25 II StGB (Raub in Mittäterschaft) strafbar gemacht.
IV. Indem A und B dem eingeschüchterten G das Handy und sein Bargeld abnahmen, können sie sich zugleich nach § 239 a I Var. 2, 25 II StGB (erpresserischer Menschenraub in Mittäterschaft) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) A und B hatten sich des G mit den vorangegangen Schlägen und dem konkludenten Androhen weiterer Schläge bemächtigt.

b) Fraglich ist aber, ob sie diese Lage zu einer Erpressung ausgenutzt haben (Beachte: Hier liegt der Unterschied zwischen § 239 a I Var. 1 StGB und § 239 a I Var. 2 StGB: bei § 239 a I Var. 1 StGB bemächtigt sich der Täter des Opfers in der bloß subjektiven Absicht, die Lage (später) zu einer Erpressung auszunutzen, während der Täter bei § 239 a I Var. 2 StGB die Bemächtigungslage bereits objektiv zu einer Erpressung ausnutzt!).
aa) Nach den obigen Ausführungen lag zu diesem Zeitpunkt eine stabile Bemächtigungslage vor (s.o.).

bb) Insoweit A und B das Handy und das Bargeld jedoch durch einen Raub an sich gebracht haben, stellt sich die Frage, ob ein Raub auch eine Erpressung beinhaltet. 
(1) Dies wird von der Rechtsprechung angenommen. Sie lässt für die Erpressung bekanntlich jedes abgenötigte Verhalten genügen, eine Vermögensverfügung sei nicht erforderlich. § 249 StGB stelle erst auf der Konkurrenzebene gegenüber §§ 253 I, 255 StGB das speziellere Gesetz dar, sofern sich die Handlung äußerlich als „Nehmen“ darstellt; bei einem „Geben“ gingen die §§ 253 I, 255 StGB vor (vgl. nur BGHSt 25, 224 (228) und BGHSt 41, 123 (126)). Dies führt dogmatisch dazu, dass bei einem Raub alle Tatbestandsmerkmale einer räuberischen Erpressung gegeben sind: der Täter begeht bei beiden eine Nötigungshandlung iSd § 255 StGB (Gewalt gegen eine Person oder Drohung mit gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben), was zu einem abgenötigten Dulden der Wegnahme führt und beim Opfer schließlich zu einem (bei § 249 StGB nicht ausdrücklich geprüften) Vermögensnachteil führt – bei § 249 StGB kommt einzig noch das weitere Tatbestandsmerkmal der Wegnahme hinzu. §§ 253 I, 255 StGB stellt hiernach dogmatisch den Grundtatbestand dar und § 249 StGB den Qualifikationstatbestand. Umfasst der Raub also die Erpressung, so genügt es im Rahmen des § 239 a StGB, wenn die Bemächtigungslage zu einem Raub (und damit zugleich auch einer Erpressung) ausgenutzt werde (BGH, NStZ 2002, 31 (32), BGH, NStZ-RR 2004, 333 (334) und BGH, NStZ 2006, 448 (449)).
(2) Hiergegen spricht jedoch maßgeblich, dass derjenige, der nach §§ 253, 255 StGB den „Grundtatbestand“ begeht „wie ein Räuber“ zu bestrafen ist, also wie jemand, der den Qualifikationstatbestand des § 249 StGB begehen würde. Dies wäre vergleichbar, wenn in     § 212 StGB stehen würde: wer einen Menschen tötet, ohne Mörder zu sein, wird wie ein Mörder bestraft. Mit dem Schrifttum ist daher das Selbstschädigungsdelikt der Erpressung von dem Fremdschädigungsdelikt des Raubes dadurch abzugrenzen, dass bei der Erpressung (wie beim Betrug) eine Vermögensverfügung zu verlangen ist. Diese liegt vor, wenn das Opfer einen Rest an Freiwilligkeit hat (vgl. nur Geppert/Kubitza, Jura 1985, 276 (278), Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 711 ff., Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 253 Rn. 8 f. und Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 253 Rn. 3).
Hiernach genügt vorliegend der von A und B begangene Raub nicht aus.

cc) Hierauf kommt es jedoch nicht an, da es genügt, wenn der Täter die Bemächtigungslage zu einer nur versuchten Erpressung ausnutzt (so BGH, StV 1987, 483), die vorliegend durch die Versuche des G, Geld abzuheben und des A und B auszuhändigen, vorlag.

2. Subjektiver Tatbestand: A und B handelten vorsätzlich.

3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: A und B haben sich nach §§ 239 a I Var. 2, 25 II StGB strafbar gemacht.

V. Während der gesamten Zeit der Schläge und des Gangs zum Geldautomaten konnte G nicht frei darüber entscheiden, wohin er geht, so dass in der Bemächtigungslage zugleich eine Freiheitsberaubung in Mittäterschaft (§§ 239 I, 25 II StGB) lag.

D. Vierter Handlungsabschnitt: Die Fahrt
Strafbarkeit des A

I. Indem A es dem B durch sein schnelles Fahren unmöglich gemacht hat, das Fahrzeug zu verlassen, kann er sich nach § 239 I StGB (Freiheitsberaubung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Neben dem klassischen Fall des Einsperrens, das hier mangels verschlossener Fahrertür nicht vorlag, kann das Opfer auch „auf andere Weise“ zum „Gefangenen oder absolut Unfreien“ (BGH, NJW 1993, 1807) werden. Hierbei ist es seit RGSt. 25, 147 (zu schnelle Kutsche) anerkannt, dass eine schnelle Fahrweise zu einem Fahrziel, zu dem der Mitfahrer ausdrücklich nicht mitfahren möchte, eine Freiheitsberaubung darstellt (vgl. auch BGH, NStZ 1992, 33 f. und OLG Koblenz, VRS 49 (1975), 347 (350)). Die zeitliche Bagatellgrenze – wenige Minuten bzw. „ein Vaterunser lang“ (RGSt. 7, 259 (260)).

b) Da die Freiheitsberaubung eine Beeinträchtigung der Willensbetätigung des Opfers in Bezug auf eine Veränderung des Aufenthaltsortes bedeutet (BGHSt. 14, 314 (315 f.)), schließt ein freiwilliges Begeben des Opfers in die freiheitsberaubende Situation bereits den Tatbestand aus (tatbestandsausschließendes Einverständnis). Als B aussteigen wollte, fuhr A zu schnell. Dass B trotz der offenen Tür nicht ausstieg, stellt kein Einverständnis dar wegen der hiermit verbundenen Eigengefährdung und –verletzung.

2. Subjektiver Tatbestand: A handelte vorsätzlich.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: A hat sich nach § 239 I StGB strafbar gemacht.

II. Durch das zu schnelle Fahren hat A zugleich körperlich wirkenden Zwang auf B ausgeübt, um ihn zum Verbleiben ihm Wagen zu bringen, und damit nach § 240 I StGB (Nötigung) strafbar gemacht.

III. Konkurrenzen: Dient die Anwendung der Nötigungsmittel – wie vorliegend – lediglich der Verwirklichung der Freiheitsberaubung, so wird § 240 StGB von § 239 StGB als speziellerem Tatbestand verdrängt (Beachte: Tateinheit würde dagegen vorliegen, wenn die Freiheitsberaubung ein über die bloße Duldung der Freiheitsentziehung hinausgehendes Verhalten des Opfers erzwingen möchte!).

E. Fünfter Handlungsabschnitt: Im Wald

I. Indem A den B durch die Schüsse konkludent mit dem Tode bedrohte für den Fall, dass er der Polizei gegenüber den Überfall auf G schildern würde und der eingeschüchterte B sich hieran gehalten hat, hat A sich nach § 240 I StGB (Nötigung) strafbar gemacht.
II. Durch die Drohung mit dem Verbrechen (§ 12 I StGB) des Totschlags hat A zugleich eine Bedrohung (§ 241 I StGB) begangen. 

III. Indem A den B bedroht und von ihm ein Schweigen verlangt hat, kann sich A nach § 239 b I Var. 1 StGB (Geiselnahme) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand: A hat sich des B bemächtigt.

2. Subjektiver Tatbestand

a) Hierbei handelte er vorsätzlich.

b) Fraglich ist aber, ob A den B durch eine Bedrohung mit dem Tode zu einer Unterlassung nötigen wollte. Zwar diente die Bemächtigung dem Ziel, dass B der Polizei gegenüber nichts sagt. Jedoch ist die hohe Straferwartung von 5 Jahren Freiheitsstrafe nur zu erklären, wenn die Norm in Zwei-Personen-Verhältnissen einschränkend ausgelegt wird. Hierzu zählt die Notwendigkeit eines funktionalen und zeitlichen Zusammenhangs derart, „dass der Täter das Opfer während der Dauer der Entführung nötigen will und die abgenötigte Handlung auch während der Dauer der Zwangslage vorgenommen werden soll. Denn der Zweck dieser Strafvorschrift, die schon wegen ihrer hohen Mindeststrafe der einschränkenden Auslegung bedarf, besteht gerade darin, das Sich-Bemächtigen oder die Entführung des Opfers deshalb besonders unter Strafe zu stellen, weil der Täter seine Drohung während der Dauer der Zwangslage jederzeit realisieren kann“ (BGH, NStZ 2006, 36 (37)). Da B jedoch erst die nächsten Tage und damit bereits nach dem Ende der Bemächtigungslage der Polizei nichts sagen sollte, fehlt es vorliegend an diesem Zusammenhang.

3. Ergebnis: A hat sich somit nicht nach § 239 b I Var. 1 StGB strafbar gemacht.

IV. Insoweit A den B zwar im Wald zurückgelassen hat, dieser aber noch sein Handy hatte, scheidet eine Aussetzung (§ 221 I Nr. 1 StGB) aus.

V. Konkurrenzen: Die Bedrohung tritt als Nötigungsmittel im Wege der Spezialität hinter die Nötigung zurück.
F. Gesamtkonkurrenzen und Gesamtergebnis

1. Konkurrenzen und Ergebnis hinsichtlich Handlungsabschnitte 1-3 (A – C): Die anfängliche Aufforderung, 10 € zu erhalten, tritt hinter die Aufforderung zur Herausgabe der Wertsachen und letztlich mit diesem und der versuchten räuberischen Erpressung durch den Gang zum Geldautomaten hinter den vollendeten Raub als mitbestrafte Vortat zurück. Die Freiheitsberaubung tritt als bloßes Mittel hinter den erpresserischen Menschenraub konkurrenzrechtlich im Wege der Subsidiarität zurück (so Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 239 a Rn. 11 und MüKo-StGB/Renzikowski, § 239 a Rn. 104; aA Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 239 a Rn. 45). Die beiden verwirklichten Varianten des § 239 a I StGB stellen eine einheitliche Tat dar. Dieser diente die gefährliche Körperverletzung, die die einfache Körperverletzung im Wege der Spezialität verdrängt, auf der Toilette und während der Bemächtigungslage wurde der Raub begangen, so dass diese drei Delikte in Tateinheit stehen.

A und B haben sich nach §§ 224 I Nr. 4, 25 II; 239 a I Var. 1 und 2, 25 II; 249 I, 25 II; 52 I StGB strafbar gemacht.


2. Weitere Taten des A: § 239 I StGB (4. HA) und § 240 I StGB (5. HA) wurden von A mit weiteren selbständigen Handlungen begangen (Tatmehrheit, § 53 I StGB).
3. A hat sich nach §§ (224 I Nr. 4, 25 II; 239 a I Var. 1 und 2, 25 II; 249 I, 25 II; 52 I); 239 I; 240 I; 53 I StGB strafbar gemacht, B nach §§ 224 I Nr. 4, 25 II; 239 a I Var. 1 und 2, 25 II; 249 I, 25 II; 52 I StGB.

